
Oberlandesgericht München

Az.:  18 U 3434/24 Pre e 
26 O 10779/24 LG München I 

In dem Rechtsstreit

… 
- Verfügungskläger, Berufungsbeklagter u. Berufungskläger -

Verfahrensbevollmächtigte: 
Rechtsanwälte … 

gegen

… 
- Verfügungsbeklagte, Berufungsklägerin u. Berufungsbeklagte -

Verfahrensbevollmächtigte: 
Rechtsanwälte … 

wegen Forderung 

erlässt das Oberlandesgericht München - 18. Zivilsenat - durch den Vorsitzenden Richter am 

Oberlandesgericht …, die Richterin am Oberlandesgericht … und den Richter am 

Oberlandesgericht … am 13.05.2025 folgenden 

Beschluss

1. Der Senat beabsichtigt, beide Berufungen gegen das Urteil des Landgerichts München I 

vom 02.10.2024, Az. 26 O 10779/24, gemäß § 522 Abs. 2 ZPO zurückzuweisen. 

2. Hierzu besteht Gelegenheit zur Stellungnahme binnen drei Wochen nach Zustellung 

dieses Beschlusses. 

Gründe:

I.

Der Senat beabsichtigt, beide Berufungen gegen das Urteil des Landgerichts München I vom 

02.10.2024 gemäß § 522 Abs. 2 ZPO zurückzuweisen, weil er einstimmig der Auffassung ist, 

dass die Berufungen offensichtlich keine Aussicht auf Erfolg haben, der Rechtssache auch keine 
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grundsätzliche Bedeutung zukommt, weder die Fortbildung des Rechts noch die Sicherung einer 

einheitlichen Rechtsprechung eine Entscheidung des Berufungsgerichts erfordert. Die 

Durchführung einer mündlichen Verhandlung über die Berufungen ist ebenfalls nicht geboten. 

Gemäß § 513 Abs. 1 ZPO kann eine Berufung nur darauf gestützt werden, dass das 

angefochtene Urteil auf einer Rechtsverletzung im Sinne von § 546 ZPO beruht oder nach § 529 

ZPO zugrunde zu legende Tatsachen eine andere Entscheidung rechtfertigen. Dies zeigt weder 

die Berufungsbegründung des Verfügungsklägers noch diejenige der Verfügungsbeklagten auf. 

Das Landgericht hat in seinem sorgfältig und mit zutreffenden Erwägungen begründeten Urteil 

zu Recht entschieden, dass der Verfügungskläger gemäß § 1004 Abs. 1 S. 2 analog, § 823 Abs. 

1 BGB, Art. 2 Abs. 1, Art. 19 Abs. 3 GG die Unterlassung der Äußerungen aus dem 

Verfügungsantrag zu I in den Positionen 2, 4 und 5 verlangen kann. Denn diese drei 

angegriffenen Äußerungen verletzen den Verfügungskläger in seinem 

Unternehmenspersönlichkeitsrecht. Hiergegen richtet sich die Berufung der 

Verfügungsbeklagten. Einen Anspruch auf Untersagung der Veröffentlichung der im 

Verfügungsantrag zu I an Position 1 aufgeführten Artikelüberschrift sowie der unter Ziffer 3 der 

Verfügungsanträge wiedergegebenen, unterlinierten Textpassage hat das Landgericht 

demgegenüber zu Recht verneint. Hiergegen richtet sich die Berufung des Verfügungsklägers. 

Im Hinblick auf die Berufungsbegründungen und -erwiderungen (Schriftsätze des 

Verfügungsklägers vom 19. und vom 22.11.2024, Bl. 23/29 und 30/39 OLG-Akte sowie 

Schriftsätze der Verfügungsbeklagten vom 28.10.2024 und vom 16.12.2024, Bl. 4/17 und 42/56 

OLG-Akte) sind folgende ergänzende Anmerkungen veranlasst: 

Das Landgericht hat umfassend und zutreffend dargelegt, welche Kriterien nach der 

höchstrichterlichen Rechtsprechung maßgeblich sind, um den Sinngehalt von Äußerungen zu 

bestimmen und auf dieser Basis zu klassifizieren, ob es sich um eine Tatsachenbehauptung 

oder um eine Meinungsäußerung handelt (LGU, S. 9 ff.). Hierauf darf zur Vermeidung von 

Wiederholungen verwiesen werden. 

1. Die Berufung des Verfügungsklägers hat keine Aussicht auf Erfolg. 

a) Auf den zutreffend dargestellten Grundlagen hat das Landgericht den Sinngehalt 

der angegriffenen Textüberschrift „Die grüne Spenden-Affäre: Wie Aktivisten und 

Parteien sich gegenseitig Gelder zuschieben“ nachvollziehbar und überzeugend 

ausgelegt und zutreffend als Meinungsäußerung eingeordnet. 

Der Verfügungskläger hat in seiner Berufung selbst ausgeführt, dass die 

Formulierung der Artikelüberschrift jedenfalls in Bezug auf das verwendete Verb 

„zuschieben“ einen „wertenden Gehalt“ habe. Mit seiner Argumentation, der 

Passus über das gegenseitige Zuschieben der Gelder sei eine zu unterlassende 

(falsche) Tatsachenbehauptung, hat der Verfügungskläger keinen Erfolg. 
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Zuzustimmen ist vielmehr der Einordnung des Landgerichts, das dem Abschnitt 

über das Zuschieben von Geldern zwischen Aktivisten und Parteien den 

Sinngehalt einer zusammenfassenden subjektiven Bewertung der im 

nachfolgenden Bericht aufgezeigten Vorgänge zuschreibt, dies verstärkt durch die 

Besonderheit dieser Aussage in der Schlagzeile des Artikels, die auch aus Sicht 

des Lesers eine Einleitung und Bewertung der anschließend im Artikel 

geschilderten Vorkommnisse darstellt. 

Nicht überzeugend ist hingegen die Ansicht des Verfügungsklägers, wonach die 

Verwendung des Begriffs „gegenseitig“ nicht Ausdruck einer Bewertung, sondern 

vielmehr die Tatsachenbehauptung einer synallagmatischen Verknüpfung eines 

Gebens und Nehmens, eines Zuschiebens von Geldern aller Beteiligen 

untereinander darstelle; der Leser verbinde damit die unrichtige Behauptung, auch 

der Verfügungskläger erhielte - direkt oder über die … - vom … oder von der 

Partei der Grünen Geld. Dies aber kommt für den unbefangenen Leser in der 

gegenständlichen Überschrift gerade nicht zum Ausdruck. Zum einen ist weder der 

Verfügungskläger noch sind sonstige „Aktivisten“ oder „Parteien“ in der Überschrift 

namentlich benannt, die sich - nach der Auslegung des Verfügungsklägers - in 

einem synallagmatischen Austausch Gelder zuschieben sollen. Dem Titel lässt 

sich gerade nicht entnehmen, dass der Verfügungskläger selbst in einem 

wechselseitigen Austauschverhältnis Geld erhält und zurückfließen lässt. Die 

Formulierung lässt dies offen. Der insoweit auch heranzuziehende Kontext der 

Überschrift im Text des Artikels gibt dies ebenfalls nicht her. Das Landgericht hat 

zutreffend ausgeführt, dass aufgrund der Einleitung, derzufolge der Leser im 

Artikel erfahren soll, „wie“ Gelder gegenseitig zugeschoben werden, klargestellt 

wird, dass keine von dem Artikel unabhängige Aussage getroffen werde, sondern 

lediglich zum Weiterlesen angeregt werden solle. Hinzu kommt, dass der 

unbefangene Leser das Wort „gegenseitig“ auch nicht im juristischen Sinne als 

wechselseitige Leistungen im Synallagma versteht. Vielmehr lässt die Überschrift 

zwar erkennen, dass es Geldflüsse zwischen Aktivisten und Parteien gibt, deren 

Anstößigkeit (eine Meinung) mit dem Verb „zuschieben“ zum Ausdruck gebracht 

werden soll. 

Dass es Geldflüsse zwischen den im Artikel dann benannten Aktivisten und 

Parteien gibt, ist indessen der unstreitige und wahre Tatsachenkern dieser 

Überschrift. Das Landgericht verweist zu Recht auf die tatsächlichen Geldflüsse - 

auf die vom … an die … ausgereichten, projektgebundenen staatlichen 

Fördermittel, die im Zeitraum der Leitung der der Partei der Grünen angehörenden 

Bundesministerin erheblich angehoben wurden, und auf die Spende des an der … 

mit 50 % der Gesellschaftsanteile beteiligten Verfügungsklägers an die Partei 

Bündnis 90/Die Grünen in Höhe von … €. Zudem hat die Demokratie-Stiftung …, 

die aus dem Verfügungskläger ausgegründet worden war, eine Spende von … € 
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an die … geleistet. Das im Artikel eingearbeitete Schaubild gibt die Richtungen 

dieser Zahlungen zutreffend wieder. Es begegnet daher keinen Bedenken, diese 

Anknüpfungstatsachen als ausreichend anzusehen, um die hierauf gründende 

Beschreibung als „gegenseitiges Zuschieben“ als zulässige Meinungsäußerung 

einzuordnen. 

Somit ist in Übereinstimmung mit dem Landgericht festzuhalten, dass die vom 

Verfügungskläger angegriffene Artikelüberschrift im Lichte des Kontextes eine von 

ausreichenden, dem Kontext entnehmbaren Tatsachengrundlagen getragene 

Meinungsäußerung darstellt. 

Dem Landgericht ist auch bei dem Ergebnis der Grundrechtsabwägung zugunsten 

der Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG) der Verfügungsbeklagten beizupflichten, 

wonach diese ein öffentliches Informationsinteresse von besonderer Relevanz 

zum Thema des Engagements und der Kernaufgaben des Verfügungsklägers und 

der … insbesondere gegen die Verbreitung von Hass und systematische 

Desinformation im Internet im Lichte einer Verflechtung im Spektrum der Partei der 

Grünen bedient. Zutreffend ist auch, dass der Verfügungskläger, der selbst als 

Träger einer Kampagnenorganisation, die mit ihrem Wirken für die Verwirklichung 

progressiver Politik und den Schutz der Demokratie in der Bundesrepublik 

Deutschland eintritt und den Wahlkampf einer Partei unterstützt (LGU, S. 14), eine 

Beeinträchtigung seines Vereinspersönlichkeitsrecht hinnehmen muss, wenn - wie 

hier - sein öffentliches Wirken hinterfragt, politisch eingeordnet, harsch kritisiert 

und negativ konnotiert wird. Die Grenze der zulässigen Kritik läge freilich bei einer 

Schmähkritik oder einer bewussten Falschinformation, die hier vom Landgericht 

aber zu Recht nicht angenommen wurde. 

b) Ebenso zutreffend und mit ausführlicher Begründung hat das Landgericht den im 

nachfolgend wiedergegeben Artikelausschnitt unterstrichenen Passus „Unter der 

Ägide einer grünen Ministerin erhält eine Organisation Millionen an Steuergeldern. 

Der Mehrheitsgesellschafter dieser Organisation spendet nun eine hohe Summe 

an die Grünen. Ein Konstrukt, das Fragen aufwirft. Denn selbst, wenn die 

staatlichen Fördergelder nicht direkt an die Grünen fließen, kann … dank der 

staatlichen Gelder eigene Mittel einsparen und hat so mehr Geld zur Verfügung 

um die Grünen zu unterstützen.“ als Meinungsäußerung eingeordnet, die auf 

hinreichenden Anknüpfungstatsachen beruht und vom Verfügungskläger im Lichte 

des Art. 5 Abs. 1 GG hinzunehmen ist. Auf die Ausführungen des Landgerichts 

unter Ziffer 4. auf S. 17/18 des LGU wird verwiesen. 

Das Argument, der Verfügungskläger könne aufgrund der an die … geleisteten 

öffentlichen Fördergelder Mittel einsparen und damit die Grünen in größerem 

Umfang unterstützen, sei sachlich logisch falsch, da nicht er, sondern die vom 
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Verein juristisch unabhängige Demokratie-Stifung … die Spende von … € an die 

… erbracht habe, trägt nicht. Zum einen drückt die Verwendung des Indikativs 

beim Verb mit „kann“ entgegen der Ansicht des Verfügungsklägers aus Lesersicht 

kein Faktum im Sinne einer tatsächlichen Mitteleinsparung seitens des 

Verfügungsklägers aus, sondern es bleibt wie bei der Verwendung des 

Konjunktivs „könnte“ bei der bloßen Möglichkeit einer Ersparnis und damit bei 

einer Wertung. In diesem Punkt und auch im Weiteren ist den landgerichtlichen 

Ausführungen, die sich ausführlich mit den Argumenten des Verfügungsklägers 

auseinandersetzen (LGU Gründe Ziffer 4. auf S. 17/18) beizupflichten. Auch die 

Tatsache der strengen Projektgebundenheit der an die … geleisteten staatlichen 

Fördermittel, die die Berufung nicht hinreichend gewürdigt sieht, lässt nicht den 

Schluss zu, dass eine freiwillige Bezuschussung von Projekten und damit zugleich 

eine Ersparnis auf Seiten des Verfügungsklägers tatsächlich ausgeschlossen 

wäre. Das Landgericht hat auch hinreichend berücksichtigt, dass die Spende von 

… € an die … von der juristisch vom Verfügungskläger zu unterscheidenden 

Demokratie-Stiftung … geleistet wurde und zutreffend darauf verwiesen, dass 

diese beiden Einheiten eng miteinander verbunden sind und im Rahmen einer 

gemeinsamen wirtschaftlichen Struktur handeln. Für das Verständnis des 

durchschnittlichen Lesers spielt daher eine Differenzierung zwischen den 

juristischen Einheiten keine Rolle, zumal die Demokratie-Stiftung sich selbst auf 

ihrer Internetseite als ein „Teil des ….“ (also des Verfügungsklägers) darstellt. 

Tatsächlich ist in der angegriffenen Textstelle auch nicht konkret der … (also der 

Verfügungskläger), sondern lediglich kurz „…“ benannt, was beim Leser die 

Vorstellung einer wirtschaftlichen und auch in der politischen Orientierung 

übereinstimmenden Gesamtheit verstärkt. 

Zu Recht hat das Landgericht daher die angegriffene Äußerung als 

Meinungsäußerung mit hinreichendem Tatsachenkern eingeordnet und in der 

Abwägung des Persönlichkeitsrechts des Verfügungsklägers mit dem 

Berichterstattungsinteresse der Verfügungsbeklagten letzterem den Vorrang 

eingeräumt. 

Die Rechtsmeinung der Berufung, die Äußerung sei nach den Grundsätzen der 

Verdachtsberichterstattung unzulässig, weil die Möglichkeit in den Raum gestellt 

werde, dass der Verfügungskläger Mittel einspare, hierfür aber keine 

Belegtatsache vorliege, geht fehl. So sind die Grundsätze der 

Verdachtsberichterstattung hier jedenfalls deshalb gar nicht einschlägig, weil als 

Verdachtsäußerung nur Äußerungen mit Tatsachencharakter in Betracht kommen. 

Denn nur bei solchen kann im Zeitpunkt der Äußerung der Wahrheitsgehalt 

ungeklärt sein (vgl. Burkhardt in: Wenzel, Das Recht der Wort- und 

Bildberichterstattung, 6. Aufl., Kap. 10, Rn. 155a m.w.N.; siehe auch Senat, Urteil 

vom 5.03.2024 – 18 U 2827/23 Pre e, juris Rn. 68 m.w.N.). Liegt eine reine 
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Meinungsäußerung vor und werden gleichwohl die Grundsätze der 

Verdachtsberichterstattung angewendet, verletzt dies die Meinungsfreiheit aus Art. 

5 Abs. 1 GG (vgl. BVerfG, Beschluss vom 16.03.2017 - 1 BvR 3085/15, NJW-RR 

2017, 1003, 1004, Rn. 14 f. m.w.N.). Wie oben dargelegt, geht es hier aber nicht 

um ungeklärte Tatsachen, sondern um unstreitige Tatsachen und eine hierauf 

gründende Meinungsäußerung. Wenn der Äußernde mögliche Schlussfolgerungen 

auf der Grundlage unstreitiger Tatsachen in den Raum stellt, liegt hierin indes ein 

Werturteil und kein Fall der Verdachtsberichterstattung (vgl. BGH, Urteil vom 

02.07.2019 – VI ZR 494/17 - „Stasi-Unterlagenbehörde“, NVwZ-RR 2020, 878, 

881, Rn. 41; BGH, Urteil vom 27.09.2016 – VI ZR 250/13 - „Mal PR-Agent, mal 

Reporter“, NJW 2017, 482, 483, Rn. 11; Senat, Urteil vom 05.03.2024 – 18 U 

2827/23 Pre, juris Rn. 72; siehe zum Ganzen auch Himmelsbach/Mann 

PresseR/Mann, 1. Aufl., § 12, Rn. 239). 

2. Die Berufung der Verfügungsbeklagten hat ebenfalls keine Aussicht auf Erfolg. 

Das Landgericht hat bei allen drei Äußerungen zutreffend herausgearbeitet, dass im 

Vordergrund die Aussage einer Finanzierung der Partei der Grünen mit staatlichen 

Fördermitteln aus dem von der Partei der Grünen geführten Bundesministerium stehe 

(LGU Ziffer 3.1. auf S. 15). Da diese Tatsachenbehauptung bzw. dieser Tatsachenkern 

unwahr ist, hat das Landgericht zu Recht die Unterlassung der betreffenden Äußerungen 

angeordnet. Im Einzelnen: 

a) Zur Äußerung „Es könnte sich um einen Versuch handeln, staatliche Steuergelder 

über Umwege zurück an die grüne Partei fließen zu lassen“

Das Landgericht hat diese Äußerung als unwahre Tatsachenbehauptung 

qualifiziert, weil der unstreitige Sachverhalt ein „Zurückfließen“ der projektbezogen 

und projektgebunden vom Ministerium an die … geleisteten staatlichen 

Fördermittel von und an die Partei der Grünen nicht hergebe. 

Entgegen der Ansicht der Berufung ist diese untersagte Äußerung nicht nur 

Bestandteil der Einleitung des Artikels, mit welcher die Thematik allgemein 

vorgestellt werde, die zur Lektüre anregen solle und im Kontext der nachfolgenden 

Ausführungen zu beurteilen sei. Vielmehr steht die „Zurückgabe von staatlichen 

Steuergeldern über Umwege an die grüne Partei“ als unzweideutige 

Sachverhaltsvariante im Raum, die auch durch den Kontext nicht ausgeschlossen 

wird (LGU Ziffer 3.1. auf S. 15). Die Ausführungen der Verfügungsbeklagten zu 

den Verhältnissen und Zahlungen der Beteiligten vermögen den unbefangenen 

Leser nicht darüber aufzuklären, dass staatliche, projektgebundene Fördermittel 

aus dem Ministerium an die Partei der Grünen gerade nicht über die … an die 
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Partei der Grünen durch- oder rückgereicht werden. Dabei kommt es beim 

Verständnis dieses Satzes nicht einmal darauf an, ob „zurückfließen“ im wörtlichen 

Sinne (also im Sinne einer von der Partei der Grünen ausgehenden Leistung, die 

über Umwege an diese zurückfließt) zu verstehen ist. Entscheidend ist vielmehr 

die unzweideutige Aussage, dass staatliche Fördergelder aus dem Ministerium auf 

Umwegen (also verschleiert) an die Partei der Grünen geleitet werden. 

Dies ist unwahr. Da der an der … beteiligte Verfügungskläger nicht zum Empfang 

von Gewinnanteilen oder sonstigen Zuwendungen seitens der … berechtigt ist und 

- das ist ebenfalls unstreitig - die … keine Fördermittel an den Verfügungskläger 

weitergeleitet hat und solche daher auch nicht an die Partei zurückgeleitet worden 

sind, steht diese Tatsachenbehauptung substanzlos und unwahr sehr präsent und 

einprägsam für den Durchschnittsleser in der auch drucktechnisch 

hervorgehobenen Einleitung. Entgegen der Ansicht der Verfügungsbeklagten 

erschließt sich die Unwahrheit dieser Aussage für den durchschnittlichen Leser 

auch nicht aus dem im Artikel nachfolgend kompliziert dargestellten „Netz der 

Abhängigkeiten“. Auch mit dem Schaubild am Ende des Artikels wird für den 

durchschnittlichen Leser das „missing link“ der Zahlungsströme zwischen den vom 

Ministerium an die … ausgereichten projektgebundenen Fördermitteln und der 

Partei der Grünen nicht deutlich. Der vom Logo der … direkt auf das Logo der 

Partei der Grünen weisende und mit dem Hinweis „unterstützt Prozesse“ 

versehene Pfeil ist vielmehr geeignet, beim durchschnittlichen Leser die 

Vorstellung einer Zahlungsverbindung an die Partei der Grünen hervorzurufen und 

nicht die Erkenntnis der wahren Tatsache, dass die … entsprechend ihrem 

Gesellschaftszweck unter anderem und neben anderen die zwei unterhalb des 

Pfeils abgebildeten Mitglieder der Partei bei deren persönlicher Prozessführung 

zur Abwehr von Diffamierung und Bedrohung im digitalen Netz unterstützt. Die 

falsche Vorstellung einer Verbindung, die eine verschleierte (Zurück-)Leitung von 

staatlichen Fördermitteln an die Partei der Grünen „über Umwege“ möglich 

machen soll, wird durch das Schaubild im Übrigen, mit welchem zutreffend 

wiedergegebene Geldzuwendungen, Mitgliedschaften und Beteiligungen und auf 

scheinbar gleicher Ebene mit Pfeilen in Verbindung gesetzt werden, eher noch 

verstärkt als richtig gestellt. 

Wie schon das Landgericht dargelegt hat (LGU, S. 16 unter 3.4.) würde sich an 

der Rechtswidrigkeit der Äußerung auch dann nichts ändern, wenn man diese - 

wie die Verfügungsbeklagte - als Meinungsäußerung werten würde. Denn sie fußt 

gleichwohl auf einem unwahren Tatsachenkern und verletzt daher das 

Unternehmenspersönlichkeitsrecht des Verfügungsklägers. Zu Recht hat daher 

das Landgericht diese Äußerung untersagt. 

b) Zu den Äußerungen „Fördergelder des Staates werden auf Umwegen an eine 
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Partei weitergeleitet“ und „Die Grünen könnten so auf Kosten der Steuerzahler 

einen Vorteil im politischen Wettbewerb erlangen“

Hier hat das Landgericht zutreffend darauf verwiesen, dass der wesentliche 

Aussagegehalt dieser beiden Äußerungen identisch ist mit der zuvor unter a) 

behandelten Äußerung (LGU Ziffern 5 und 6 auf S. 18 f.). 

Dass sich die Verfügungsbeklagte die erstgenannte Äußerung aus einem zitierten 

Artikel des Rechtswissenschaftlers Volker Boehme-Neßler zu eigen gemacht hat 

(LGU Ziffer 6 auf S. 19), stellt diese in der Berufung explizit nicht in Abrede. 

Die Verfügungsbeklagte vertritt indessen die Ansicht, dass es sich hierbei um eine 

Meinungsäußerung handele, die die Autorin der Verfügungsbeklagten dem 

zitierten Artikel entlehnt habe. Zutreffend ist insoweit, dass die im Zitat 

wiedergegebene juristische Subsumption „Was wir im Fall von … und den Grünen 

beobachten können ist eine Umgehung dieser Deckelung“ (gemeint ist die auch 

vom Bundesverfassungsgericht angemahnte Deckelung von Parteispenden) als 

rechtliche Bewertung eine Meinungsäußerung darstellt. 

Diese ist jedoch auf die - jedenfalls im Kontext des streitgegenständlichen Artikels 

unzutreffende - Tatsachenbehauptung gestützt, dass Fördergelder des Staates auf 

Umwegen an eine Partei - gemeint sind offensichtlich die Grünen - weitergeleitet 

werden. Wie oben unter a) dargestellt, ist diese Behauptung unwahr. Durch die 

dreifache Wiederholung dieser im Aussagewert gleichartigen Behauptungen im 

streitgegenständlichen Artikel, dass staatliche Fördergelder aus dem von der 

grünen Ministerin geleiteten … über Umwege - in die nicht nur die … als primäre 

Empfängerin der staatlichen Fördergelder eingebunden sein soll, sondern auch 

der Verfügungskläger als Gesellschafter der geförderten …, der seinerseits der 

Partei der Grünen im Wege von Spenden Gelder zuwendet - an die Partei der 

Grünen fließen, erhält diese Behauptung eine eigenständige, herausragende 

Bedeutung; der Verfügungskläger wird insoweit in seinem 

Unternehmenspersönlichkeitsrecht verletzt. Hieran ändert sich im Ergebnis auch 

nichts, wenn man diese beiden Äußerungen wegen ihres wertenden Charakters 

als Meinungsäußerung einordnet. 

Zu Recht hat daher das Landgericht der Verfügungsbeklagten auch diese beiden 

Äußerungen untersagt. 

II.

Da beide Berufungen keine Aussicht auf Erfolg haben, legt das Gericht den Parteien aus 

Kostengründen die Rücknahme der jeweiligen Berufung nahe. Im Falle der 
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Berufungsrücknahme ermäßigen sich vorliegend die Gerichtsgebühren von 4,0 auf 2,0 

Gebühren (vgl. Nr. 1222 des Kostenverzeichnisses zum GKG). 

… … … 

Vorsitzender Richter  
am Oberlandesgericht

Richterin  
am Oberlandesgericht

Richter  
am Oberlandesgericht


